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Vorwort

Seit der 1. Auflage dieses Buches hat sich im Geldwäscherecht – auch aus notarieller Sicht
– eine Menge getan: Mit dem Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz wurde
das Transparenzregister umfassend reformiert und von einem Auffang- zu einem Vollregis-
ter umgestellt. Infolge des Ukraine-Kriegs wurden die Finanzsanktionen gegen Russland
erheblich verschärft. Dies führte zu zahlreichen neuen Regelungen auf europäischer wie
auf nationaler Ebene. Aus notarieller Sicht besonders relevant ist das durch das Sanktions-
durchsetzungsgesetz II eingeführte Barzahlungsverbot bei Immobiliengeschäften. Zudem
wurden mit diesem Gesetz die Mitteilungspflicht ausländischer Vereinigungen an das
Transparenzregister (und daran geknüpft das Beurkundungsverbot) erweitert und eine neue
Meldepflicht für die Notare eingeführt (sog. „Unstimmigkeitsmeldung II“).

Mit dem Entwurf eines Finanzkriminalitätsbekämpfungsgesetzes wollte die Bundesre-
gierung zudem die Behördenstruktur umfassend reformieren, die Aufsicht bei den Nota-
ren von den Landgerichten zu den Oberlandesgerichten verlagern und ein Immobilien-
transaktionsregister einrichten. Zwar wurde dieses Gesetz nicht zuletzt infolge der
vorgezogenen Neuwahl nicht mehr verabschiedet. Es ist jedoch davon auszugehen, dass
zumindest die notarrelevanten Teile des Gesetzentwurfs von der neuen Regierung wieder
aufgegriffen werden, weshalb auch dieser Entwurf in der vorliegenden Auflage Berück-
sichtigung findet. Ebenfalls berücksichtigt wird die Reform der GwGMeldV-Immobilien.
Mit dieser Reform wurden die Meldepflichten an das Barzahlungsverbot angepasst und im
Übrigen maßvoll eingeschränkt, um die Meldequalität zu erhöhen.

Es war aber nicht nur der Gesetzgeber sehr aktiv. In der Praxis zeigt sich, dass die Auf-
sichtsbehörden einen Fokus auf die Geldwäscheprüfung legen und (selbst kleine) Verstöße
streng sanktionieren. Dies führte auch zu vermehrten Gerichtsverfahren. Seit der letzten
Auflage ergingen ober- und sogar höchstgerichtliche Entscheidungen zu notarrelevanten
Fragen des Geldwäscherechts.

All dies belegt, welche Bedeutung das Geldwäscherecht in der notariellen Praxis erlangt
hat. Ich hoffe, der Praxis mit diesem Buch (weiterhin) eine Hilfestellung leisten zu können
und freue mich über Anmerkungen und Kritik.

Köln, im Mai 2025 Dr. Martin Thelen

V





Vorwort zur 1. Auflage

Die Geldwäschebekämpfung ist von großer politischer und gesellschaftlicher Relevanz.
Gerade der Immobiliensektor ist dabei in den Fokus gerückt. Damit kommt Notaren1 auf-
grund ihrer gesetzlich vorgeschriebenen Mitwirkung bei Immobilienkäufen eine zentrale
Rolle bei der Geldwäscheprävention zu. Diese erfüllen sie seit jeher durch die zuverlässige
Prüfung und Dokumentation der Identität der Beteiligten, die langjährige Aufbewahrung
notarieller Urkunden, die steuerlichen Meldungen an die Finanzämter und die Schaffung
von Transparenz in Zusammenarbeit mit den Grundbuchämtern. Daneben obliegen ihnen
spezifische Pflichten nach dem Geldwäschegesetz. Diese Pflichten hat der Gesetzgeber nun
verschärft, um den erhöhten Risiken im Immobilienbereich Rechnung zu tragen. Auch
wenn die neuen Pflichten die Bürokratie in den Notarbüros erhöhen, fügen sie sich
durchaus in das Berufsbild der Notare als öffentliche Amtsträger ein. Denn Aufgabe der
Notare ist nicht allein die unabhängige und unparteiische Betreuung der Beteiligten. Ihre
Tätigkeit dient vielmehr auch öffentlichen Zwecken.

Aufgrund seiner politischen Brisanz wird das Geldwäscherecht zukünftig bei Geschäfts-
prüfungen von zentraler Bedeutung sein. Verstöße gegen die geldwäscherechtlichen Pflich-
ten können empfindlich sanktioniert und gar strafrechtlich verfolgt werden. Gleichzeitig
müssen Notare ihre Verschwiegenheitspflicht wahren und datenschutzrechtliche Vorgaben
beachten. Genaue Kenntnisse der gesetzlichen Vorgaben sind daher unerlässlich. Diese
Kenntnisse soll dieses Buch vermitteln und das Geldwäscherecht umfassend aus Sicht der
notariellen Praxis darstellen. Dabei sind meine Erfahrungen eingeflossen, die ich als für das
Geldwäscherecht zuständiger Referent der Bundesnotarkammer sammeln konnte.

Das Buch gibt die Rechtslage zum 31. Dezember 2020 wieder. Leider ist zu diesem
Zeitpunkt das Gesetz zur Verbesserung der strafrechtlichen Bekämpfung der Geldwäsche
trotz Ablauf der Umsetzungsfrist nach der zugrundeliegenden EU-Richtlinie noch nicht
vom Bundestag beschlossen worden, weshalb die Ausführungen zum strafrechtlichen
Geldwäschebegriff auf dem Regierungsentwurf beruhen. Unglücklicherweise kurz vor
Drucklegung hat das Bundesministerium der Finanzen den Referentenentwurf eines
Transparenz-Finanzinformationsgesetzes Geldwäsche (TraFinG Gw) veröffentlicht, der
einige Änderungen im Geldwäschegesetz, insbesondere beim Transparenzregister vor-
sieht. Die wesentlichen Inhalte dieses Referentenentwurfs wurden aber noch berück-
sichtigt.

Widmen möchte ich dieses Buch meinen Kolleginnen und Kollegen2 aus der Taskforce
Geldwäschebekämpfung der Bundesnotarkammer. Mein besonderer Dank gilt dabei mei-
nem Kollegen Notar a.D. David Sommer für den stets wertvollen Austausch.

Ich hoffe, der Praxis mit diesem Buch eine Hilfestellung leisten zu können und freue
mich über Anmerkungen und Kritik.

Berlin, im Januar 2021 Martin Thelen

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen die männliche Form gewählt. Ent-
sprechende Begriffe gelten selbstverständlich für alle Geschlechter.

2 Die Mitglieder der Taskforce Geldwäschebekämpfung sind (in alphabetischer Reihenfolge): Notar Dr. An-
dreas Albrecht, Notar Dr. Till Bremkamp, Notar Dr. Norbert Frenz, Notar Manuel Kahlisch, Rechtsanwalt
Christoph Sandkühler, Notarassessorin Ann-Kathrin Schmelter, Notar a.D. David Sommer, Notar a.D.
Klaus Peter Weber sowie Notarin Dörte Zimmermann. Erwähnen möchte ich auch meinen Vorgänger bei
der Bundesnotarkammer und jahrelanges Mitglied der Taskforce, Notar Dominik Hüren.

VII





Inhaltsverzeichnis

Vorwort .................. .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... ................. ......................... V
Vorwort zur 1. Auflage ................. ... ... .... ... ... ....... ................................... VII
Abkürzungsverzeichnis ............... ... ... ... .... ... ... ....... ................................... XV
Literaturverzeichnis ......... ...... .... ... ... ... .... ... ... ....... ................................... XIX

A. Grundlagen
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1. Begriff der Geldwäsche .............. ... ... ... ........................... ............... 1
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6. Einführung von Beurkundungsverboten bei Immobiliengeschäften und
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Finanzkriminalitätsbekämpfungsgesetzes im Jahr 2023/2024 .................... 13

10. Reform der GwGMeldV-Immobilien im Jahr 2025 .............................. 14
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3. Verdacht der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung sowie Zweifel über
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6. Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung ................. ......... 111

III. Vereinfachte Sorgfaltspflichten ................ ... ................. ......................... 112

IV. Verstärkte Sorgfaltspflichten ...... .......... ... ... .................... ...................... 113
1. Inhalt der verstärkten Sorgfaltspflichten ................ ............................. 113
2. Umsetzung der verstärkten Sorgfaltspflichten; Dokumentation ........... ...... 113
3. Bezugspunkt der verstärkten Sorgfaltspflichten ..................................... 114
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